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33. 

Neue Grundausbildungsverordnung für Gemeindebedienstete

a) Ausgangslage:

Die derzeit in Geltung befindliche Verordnung zur 

Durchführung des Gemeindebeamtengesetzes 1970 regelt 

in seiner Anlage 2 die näheren Bestimmungen über die 

Durchführung der Gemeindebeamtenprüfung. Diese ist 

auf Bedienstete der Entlohnungsgruppe/Verwendungs‐

gruppe B/b und C/c anzuwenden. Derzeit nicht umfasst 

sind Bedienstete der Entlohnungsgruppe/Verwendungs‐

gruppe A/a. Aufgrund der steigenden fachlichen 

Anforderungen  an Bedienstete in den Gemeinden sowie 

des Umstandes, dass Bedienstete der Entlohnungsgruppe/ 

Verwendungsgruppe A/a derzeit nicht von dieser 

Verordnung erfasst sind, war es notwendig, die 

Grundausbildung für die Bediensteten in den Gemeinden 

und Gemeindeverbänden neu zu regeln. 

b) Wesentliche Neuerungen:

Die Verordnung der Landesregierung über die 

Grundausbildung der Bediensteten der Gemeinden und 

Gemeindeverbände (Gemeinde‐Grundausbildungs‐

verordnung), LGBl. Nr. 79/2018, gilt im Wesentlichen für 

alle Bediensteten der Gemeinden und Gemeinde‐

verbände des Entlohnungsschemas I, mit Ausnahme

der Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe d oder 

e, Vertragsbedienstete die in Schulen verwendet werden 

sowie Vertragsbedienstete in Gesundheits‐ und 

Sozialbetreuungsberufen an Krankenanstalten sowie in 

Altenwohn‐ und Pflegeheimen. Darüber hinaus erstreckt 

sich der Anwendungsbereich auch auf Beamte der 

Allgemeinen Verwaltung der Verwendungsgruppe A, B 

oder C. Aufgrund der unterschiedlichen fachlichen 

Anforderungen an die einzelnen Bedienstetengruppen 

wird für jede Gruppe die Grundausbildung in einem 

eigenen Abschnitt geregelt. Aus der Zuordnung des 

Bediensteten zu einer bestimmten Entlohnungs‐ oder 

Verwendungsgruppe bzw. der Tatsache, dass es sich um 

einen rechtskundigen Bediensteten oder um einen 

Bediensteten handelt, der als Amtsleiter bestellt wurde, 

ergibt sich der jeweilige Geltungsbereich.

Die neue Grundausbildung soll im Rahmen eines 

modularen Systems absolviert werden, wobei im Modul 1 

Grundlagen der Gemeindeverwaltung und in den 

Modulen 2 bis 4 vertiefende Fachkenntnisse in 

Teilbereichen des besonderen Verwaltungsrechts 

vermittelt werden. 
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Innerhalb der einzelnen Entlohnungs‐ und Verwendungs‐

gruppen soll entsprechend den jeweiligen fachlichen 

Anforderungen eine Abstufung hinsichtlich des Umfangs 

des Ausbildungslehrgangs als auch im Rahmen der 

Dienstprüfung erfolgen. 

So sollen Bedienstete der Entlohnungs‐ und Verwendungs‐

gruppen C/c, mit Ausnahme von rechtskundigen 

Bediensteten und Bediensteten, die als Amtsleiter 

bestellt wurden, im Rahmen des Ausbildungslehrganges 

im Modul 1 Grundkenntnisse vermittelt werden, alle 

übrigen Bediensteten werden darauf aufbauend auch 

vertiefend im Modul 1 geschult.

Weiters ist im Rahmen der Grundausbildung verpflichtend 

ein Fachgegenstand (Module 2 bis 4)  in jenem Bereich zu 

absolvieren, der dem Tätigkeitsbereich des Bediensteten 

am besten entspricht. Rechtskundige Bedienstete aller 

Entlohnungs‐ und Verwendungsgruppen und Bedienstete, 

die als Amtsleiter bestellt wurden, haben zudem aufgrund 

der an sie gestellten besonders hohen Anforderungen in 

der Gemeindeverwaltung verpflichtend zwei Fachgegen‐

stände zu absolvieren, wobei jedenfalls der 

Fachgegenstand „Grundzüge des Finanz‐ und 

Haushaltsrechts, der Budgetgebarung und des 

Zahlungsvollzuges der Gemeinden“  umfasst ist. Der 

verbleibende dritte Fachgegenstand (Modul 3 oder 4) 

dieser Bedienstetengruppe soll im Anschluss an die 

Dienstprüfung innerhalb von längstens drei Jahren im 

Rahmen einer Ergänzungsprüfung abgelegt werden.

Die Umstellung auf ein modulares Ausbildungssystem hat 

zudem zur Folge, dass der Bedienstete erst nach 

positivem Abschluss des Fachgegenstandes berechtigt ist 

zur kommissionellen mündlichen Prüfung über die Grund‐

lagen der Gemeindeverwaltung anzutreten. Im Falle des 

Nichtbestehens eines Moduls besteht weiterhin die 

Möglichkeit, diesen Teil der Dienstprüfung zu wieder‐

holen. 

Im Rahmen der Grundausbildung können Bedienstete 

anderen Gebietskörperschaften oder einem anderen 

Gemeindeverband zur Dienstleistung zugeteilt werden. 

Damit sollen Vernetzungen innerhalb der Gemeinden und 

Gemeindeverbände gefördert und Kooperationen 

verstärkt werden. Von einer Verpflichtung der Gemeinden 

wurde im Hinblick auf die Organisation des 

Dienstbetriebes sowie unter Berücksichtigung von 

kleinräumigen Strukturen Abstand genommen. Dennoch 

ist eine Dienstzuweisung zu einer anderen Gemeinde oder 

Gemeindeverband durchaus wünschenswert.

Bedienstete die eine Grundausbildung bereits absolviert 

haben und innerhalb der Gemeindeverwaltung mit neuen 

Aufgaben betraut werden, haben nunmehr die 

Möglichkeit eine Zusatzqualifikation in diesem Bereich 

zu erwerben und die diesbezügliche Prüfung im 

Fachgegenstand zu absolvieren.

Bedienstete die dauerhaft in eine höhere Entlohnungs‐ 

und Verwendungsgruppen überstellt werden sind 

verpflichtet, den für sie aufgrund der Überstellung 

maßgeblichen Ausbildungslehrgang und die dafür 

vorgesehene Dienstprüfung zu absolvieren. Bereits 

absolvierte Teile des Ausbildungslehrgangs und der 

Dienstprüfung sind dabei anzurechnen. 
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Viele Tiroler Gemeinden haben für den Bau von 

Wasserversorgungs‐ oder Abwasserentsorgungsanlagen 

eines oder mehrere Darlehen aus dem 

Wasserleitungsfonds für Tirol aufgenommen. Durch eine 

EDV‐Umstellung beim Landeskulturfonds, der den 

Wasserleitungsfonds verwaltet, kam es bei den halbjährli‐

chen Zahlungsvorschreibungen zu Änderungen, die 

teilweise zu Unklarheiten bei den Buchhaltungsver‐

antwortlichen der Gemeinden geführt haben. Diese sollen 

mit dieser Mitteilung aufgelöst werden:

Bis Juni 2017 wurde bei der halbjährlichen 

Zahlungsvorschreibung der Tilgungs‐ und Zinsanteil 

separat ausgewiesen, sodass der Tilgungs‐ und Zinsanteil 

jeweils sofort einzeln verbucht werden konnte. Trotz 

nicht valutagenauer Zahlung stimmten die Zinsen über 

das Jahr gesehen mit dem Jahreskontoauszug überein, da 

ein von der Zahlungsfälligkeit geringfügig abweichender 

tatsächlicher Zahlungstermin bei der jeweils 

nächstfolgenden Zahlungsvorschreibung im Zinsanteil 

berücksichtigt werden konnte. Mit der EDV‐Umstellung ist 

dies banktechnisch leider nicht mehr möglich: 

Auf der halbjährlichen Zahlungsvorschreibung wird seit 

Dezember 2017 nur mehr die gesamte Rate, also Tilgung 

und Zinsen, als Pauschalbetrag ausgewiesen. Zinsvorteile 

durch Vorfälligkeitszahlungen werden auf die Tilgung 

angerechnet und verändern den verbleibenden 

Tilgungsplan. Die exakten Zinsen, die während des Jahres 

angefallen sind, werden erst auf dem Jahreskontoauszug 

ausgewiesen, der im Jänner des Folgejahres verschickt 

wird (2018 kam es hier auf Grund der EDV‐Umstellung 

leider zu einer Verzögerung, die künftig nicht mehr 

passieren soll). 

Da bei Ausweisung der Zinsen zum Fälligkeitstag auf der 

Zahlungsvorschreibung diese folglich nur bei 

valutagenauer Zahlung der Gemeinden mit dem Jah‐

reskontoauszug übereinstimmen würde (was nur selten 

der Fall ist), werden diese nicht mehr ausgewiesen, da es 

für noch mehr Verwirrung sorgen würde und sämtliche 

Zinsen mit Erstellung des Jahresabschlusses korrigiert 

werden müssten.

Der Landeskulturfonds empfiehlt deshalb nach 

Absprache mit Gemeindeverantwortlichen und der 

Abteilung Gemeinden beim Amt der Tiroler 

Landesregierung folgende Vorgangsweise in den 

Buchhaltungen der Gemeinden:

Die Rückzahlungen der Gemeinden werden während 

des Jahres zur Gänze als Tilgung gebucht, es können 

mangels Ausweis auf der Zahlungsvorschreibung auch 

keine Zinsen gebucht werden. Erst mit Erhalt des 

Jahreskontoauszuges, auf dem die exakt angefallenen 

Zinsen entsprechend den tatsächlichen Zahlungszeit‐

punkten der Gemeinden ausgewiesen sind, werden die 

Zinsen zu Lasten der (bereits verbuchten) Tilgungen 

gebucht.

Der Landeskulturfonds als Verwalter des Wasserleitungs‐

fonds bittet um Verständnis, eine Lösung in der bisher 

praktizierten Buchungspraxis war technisch trotz viel 

Bemühens leider nicht umsetzbar.

Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Helmut Hofer vom 

Landeskulturfonds, 0 512 / 508‐3873, gerne zur Ver‐

fügung.

Mag. Thomas Danzl 

Geschäftsführer Landeskulturfonds

 

34. 

Wasserleitungsfonds ‐ Richtige Verbuchung der Rückzahlungen
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35. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden August 2018
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36. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis August 2018
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR JUNI 2018

(endgültiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Juni 2018

(vorläufig)

105,1

116,3

127,4

140,8

148,2

193,8

301,2

528,7

673,6

675,8

Mai 2018

(endgültig)

104,9

116,1

127,1

140,6

147,9

193,4

300,6

527,6

672,3

674,5

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat Juni 2018 beträgt 105,1 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber dem 

Stand für Mai 2018 um 0,2 % gestiegen (Mai 2018 gegenüber April 2018 + 0,2 %). 

Gegenüber Juni 2017 ergibt sich eine Steigerung um 2,0 % (Mai 2018/2017  + 1,9 %).
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